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Die d~utsche Gesellschaft der 
Weimarer Republik und der 


Antisemitismus - Juden als nBlitzableiterli 


Die sozialhistorische Erforschung des Antisemitismus in der 
Weimarer Republik steckt noch in den Anfängen. Die einschlä- . 
gigen Studien informieren uns zwar zuverlässig über ant}.semi- ~. 
tische Organisationen und Aktionen, auch über die Reaktio
nen ihrer Gegner. Aber einige wichtige Probleme sind bisher 
nicht zureichend geklärt worden. Ich möchte mich einigen die •. 
ser Fragen zuwenden: 

1. Was waren die auslösenden Momente der antisemiti· . , 
sehen Agitation? 

2. Wie verbreitet war der Antisemitismus in der damaligen 
deutschen Gesellschaft? 

3. Welche Rolle spielte der Antisemitismus beim Aufstieg 
des Nationalsozialismus? 

Es versteht sich von selbst, daß die Antworten auf diese Fra" 
gen beim gegenwärtigen FotSchungsstand' nur vorläufig und 
bruchstückhaft sein können. 

Auslösende Momente antisemitischer Agitation 

Für das deutsche Kaiserreich läßt sich die These erhärten, daß 
die parteilich organisierten Judenfeinde Hochkonjunktur hat
ten, wenn die wirtschaftliche Konjunktur sich in einer Ab
schwungphase befand - und umgekehrt. Prüfen wir, ob diese 
Faustregel auch für die Weimarer Republik gilt. Die Jahre 1918 
bis 1923, in denen wir ein starkes Anschwellen antisemiti
scher Aktivitäten beobachten, stellten keine Depressionsphase 
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clan Vlelmehr erlebte Deutschland, anders als die übrigen Indu
strielä.nder, von 1920 bis zum Sommer 1922 sogar einen infla
tionsbedingten Boom, und nur im Jahr 1923 könnte man einen 
Zusammenhang von Rezession und Antisemitismus konstru
ieren. Aber diese Aussagen müssen sogleich wieder einge
schränkt werden. Eine typische Hochkonjunkturphase bilde
ten die Jahre 1920 bis 1922 gewiß nichti dazu waren die 
wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen von 1919, an denen der 
Produktionszuwachs gemessen wird, zu niedrig, und überdies 
fehlte dieser von politischen und sozialen Krisen erschütterten 
Zeit auch psychologisch alles, was ansonsten zu einem Boom 
gehört. Auf der anderen Seite hatte der Produktionsrückgang 
von 1923 nicht bloß "normale" wirtschaftliche, sondern vor
rangig politische Ursachen: den "passiven Widerstand", mit 
dem Deutschland auf die französisch-belgische Ruhrbesetzung 
antwortete. Der Frage, ob nach 1918 weltweit eine langfristige 
Abschwungphase (mit dem Tiefpunkt nach 1929 und dem 
Ende erst um 1950J einsetztt; können wir an dieser Stelle nicht 
nachgehen. Die gewohnten Begriffe und Periodisierungen der 
Konjunkturtheoretiker werden der deutschen Nachkriegszeit 
von 1918 bis 1923 jedenfalls kaum gerecht. 

In den Jahren relativer Stabilität von 1924 bis 1928 traten die 
engagierten Antisemiten sehr viel weniger hervor als im turbu
lenten ersten Jahrfünft der Republik. Es liegt also nahe, die 
rückläufige Erfolgskurve der Judenfeinde der wirtschaftlichen 
Beruhigung zuzuschreiben. Erst recht scheint auf den ersten 
Blick die These von der Konjunkturabhängigkeit des Antisemi
tismus wieder in Kraft gesetzt, wenn wir die Jahre 1929 bis 
1932 betrachten. Der Vormarsch der radikal antisemitischen 
NSDAP folgte der schweren wirtschaftlichen Depression auf 
dem Fuße, und auf die ersten Anzeichen einer gewissen kon
junkturellen Erholung reagierten über zwei Millionen Wähler 
im November 1932 damit, daß sie der Partei Hitlers wieder den 
Rücken kehrten. 

Lassen wir vorerst dahingestellt, inwieweit die Entwicklung 
des Antisemitismus seit 1924 wirklich nur aus dem Auf und 
Ab der Konjunktur abzuleiten ist. Für die Frühzeit der Repu

blik müssen wir die Aussagekrait dei rein kt)bjunkt~eU{:}li :Er
klärung gering veranseb.lagen. Die auslösenc:lell Momente der 
antisemitischen Kampagne in jenen Jahren waren ganz über
wiegend politischer Natur. Was ein völkisches Blatt aus Br{)m
berg, die "Ostdeutsche Rundschaui', am 25. Juni 1919 schrieb, 
war durchaus typisch für das antisemitische Argumentations
muster. IIDie Juden haben unseren Siegeslauf gehemmt und 
uns um die Früchte unserer Siege betrogen. Die Juden haben 
die Axt an die Throne gelegt und die monarchische Verfassung 
in Stücke geschlagen. Die Juden haben die innere Front und da~ 
durch auch die äußere zermürbt. Die Juden haben unseren Mit
telstand vernichtet, den Wucher wie eine Pest verbreitet, die 
Städte gegen das Land, den Arbeiter gegen den Staat und ldetsl 
Vaterland aufgehetzt. Die Juden haben uns die Revolution ge
hracht, und wenn wir jetzt nach dem verlorenen Kriege auch 
noch den Frieden verlieren, so hat Juda sein gerüttelt Maß von 
Schuld. Darum, deutsches Volk, vor allem das Eine - befreie 
Dich von der Judenschaft. JI 1 

In der "Gtünderkrlse" nach 1873, der ersten Welle des "mo
dernen", gegen die emanzipierten Juden gerichteten Antisemi
tismus (in dem freilich, was man nicht übersehen sollte, der 
uralte Haß auf die jüdischen "Gottesmörder" untergründig 
wirksam blieb), war den Juden die Schuld .an einer schweren 
wirtschaftlichen Erschütterung aufgebürdet worden. Nach· 
dem November 1918 waren die Juden die geborenen Sünden", 
höcke für die militärische Niederlage Deutschlands und ihre· 
Folgen. Im alldeutschen Lager war diese Funktion der Juden 
noch während des Krieges vorgeplant worden. Im Oktober 
1918 forderte der Vorsitzende des Alldeutschen Verbandes} 
Heinrich elaß, getreu seinen schon vor 1914 verkündeten Ma
ximen, die Aktivisten der Organisation auf, "die Lage zu Fanf.a
ten gegen das Judentum und die Juden als Blitzableiter für alles 
Unrecht zu benutzen" 2• 

lOttokar Stau! v. d. March, Die Juden im Urteil der Zeiten. Eine Samm
lung jüdischer und nicht jüdischer Aussprüche, München 1921, S.l7St 
1 Werner fachmann, Die Ausbreitung des Antisemitismus, in: Wemcr 
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Die manipulative Absicht, die die Alldeutschen mit 
Parolen verfolgten, hätte gar nicht deutlicher gemacht werden 
können. Aber scheinen nicht einige Tatsachen die Agitatoren 
der extremen Rechten zu bestätigen? Sie behaupteten, 
Kriegs- und Inflationsgewinnler seien hauptsächlich Juden; Ju
den hätten die Revolution herbeigeführt und den größten Nut
zen von ihr gehabt; die Ostjuden, die unaufhörlich 
Deutschland einströmten, seien Sendboten des jüdischen 
schewismus und überdies dabei, das deutsche Volkstum 
überfremden. In der Tat war es nicht schwer, Juden zu nennen, 
die im Krieg oder in der unmittelbaren Nachkriegszeit zu 
und Einfluß gelangt waren; unter den Führern des 
bundes und der Unabhängigen Sozialdemokraten gab es viele, 
unter denen der Mehrheitssozialisten einige Juden; in den 
sten Revolutionsregierungen in Reich und Ländern waren Ju
den bemerkenswert stark vertreten; auf der äußersten Linken 
spielten auch Ostjuden eine wichtige Rolle - Rosa Luxemburg, 
Karl Radek und Eugen Levine zum Beispiel, um nur die be
kanntesten zu nennen. 

Was die Antisemiten politisch beweisen wollten, konnten 
sie jedoch nur jene glauben machen, die es glauben wollten. Jü
dische Spekulanten und Schieber gab es ebenso wie nichtjüdi
sehe. Wenn sich viele jüdische Intellektuelle der Arbeiterbewe
gung anschlossen, hatte das seinen tieferen Grund darin, daß 
das Proletariat sich der antisemitischen Propaganda gegenüber 
weitgehend immun gezeigt hatte und als einzige Klasse jenes 
System bekämpfte, das Arbeitern und Juden wesentliche 
Rechte vorenthielt. Als die Sozialdemokratie während des Er
sten Weltkrieges ihre Oppositionsrolle und ihren (ohnehin ver
bal gewordenen) Internationalismus zunehmend aufgab, wand
ten sich viele Sozialisten jüdischer Herkunft den radikaleren 
Kräften der Linken zu, die die Kriegskredite und damit den 
ItBurgfrieden" ablehnten. Der Krieg wurde jedoch aus militäri
schen Gründen verloren, und die Revolution von 1918/19 

E. Mosse IHrsg.I, Deutsches Judentum in Krieg und Revolution 1916
1923, Tühingen 1971, S. 439f. 

brach nicht aufgrund irgendwelcher Aktivitäten von Juden aus, 
sondern weil breite Schichten der deutschen Bevölkerung 
keineswegs nur die Arbeiter - Frieden und Demokratie wollten 
und beides bei Fortbestehen der Monarchie nicht erreichbar 
lichien. Das Gros der Juden unterstützte im übrigen nicht eine 
der sozialistischen Parteien, sondern die linksliberale Deut
sche Demokratische Partei, die 1918/19 ihre Hauptaufgabe 
darin sah, die Sozialdemokratie von sozialistischen Experi
menten abzuhalten. 

Die Ost juden waren das propagandistische Lieblingsthema 
der Antisemiten. Sie verschwiegen jedoch beharrlich, daß das 
deutsche Ostjudenproblem zu einem guten Teil erst durch die 
Politik der Obersten Heeresleitung geschaffen worden war. Sie 
hatte 1914 in den besetzen Gebieten Russisch-Polens den dort 
lebenden Juden die materielle Existenzmöglichkeit weitge
hend genommen und aus derselben Bevölkerungsgruppe dann 
Arbeitskräfte für die deutsche Rüstungsindustrie rekrutiert. 
Etwa 35 000 Ostjuden kamen auf diese Weise - unter mehr oder 
minder großem Zwang - in das Reich. Ungefähr ebenso viele 
Ost juden befanden sich unter Kriegsgefangenen und Auslän
dern, die vom Kriegsausbruch in Deutschland überrascht und 
hier interniert worden waren. Die Zahl der in Deutschland le· 
benden Ostjuden erhöhte sich somit zwischen 1914 und 1918 
um etwa 70000; nimmt man jene 80000 Ostjuden hinzu, die 
schon vor 1914 in Deutschland gewohnt hatten, belief sich die 
Gesamtzahl bei Kriegsende auf etwa 150000. 

Nach dem Krieg verloren die meisten ost jüdischen Rü
stungsarbeiter ihren Erwerb; eine rasche Rückkehr in ihre Her
kunftsgebiete war aber schon deswegen nicht möglich, weil die 
neu entstandenen Staaten Ostmitteleuropas zunächst keine 
Neigung zeigten, die ostjüdischen Arbeitslosen bei sich aufzu
nehmen. Eine beträchtliche Zahl - etwa 30000 - gelangte 
1920/21 dorthin, wo es die Ostjuden seit langem hinzog: nach 
Amerika. Auch in den folgenden Jahren wanderten Ost juden 
über Deutschland in die Vereinigten Staaten aus. 1925, im Jahr 
der stärksten ost jüdischen Einwanderung, gab es in Deutsch
land knapp 108000 Ostjuden - rund 30000 mehr, als 1910 auf 

344 345 



dem gleichen Territorium gelebt hatten. Bis Mitte 1933 sank 
die Zahl der Ostjuden auf 98000. Das waren 3,4 Prozent weni
ger als acht Jahre zuvor. 

Ich habe einige Zahlen genannt, um die tatsächliche Größen
ordnung der Ostjudenfrage darzulegen. Die meisten Zeitgenos
stm haben das Problem, das die Ost;uden der deutschen Gesell
SC'haft stellten, maßlos überschätzt oder bewußt aufgebauscht. 
.	Es gab eine soziale Ostjudenfrage - aber nur für die unmittelbar 

Betroffenen. Ein Teil der alteingesessenen deutschen Juden rea

,gierte auf die Minderheit in der Minderheit erschreckt und 
feindselig. Die orthodoxen Ost;uden erinnerten die assiinilier
ten deutschen Juden an ihre eigene Vergangenheit - eine un
glückliche Vergangenheit, die sie für überwunden hielten, ja 
vielfach verdrängt hatten. Überdies schlugen die Ressenti
ments der nicht jüdischen Umwelt, die sich gegen die kulturell 
fremdartigen, sozial niedrig stehenden Neuankömmlinge aus 
dem Osten richteten, vielfach bereits in pauschalen Antisemi
tismus um. Eine öffentliche Distanzierung von den Ostjudep 
wurde jedoch nur von einer Minderheit der deutschen Juden 
gefordert und vollzogen. Dem jüdischen Unbehagen an der ost
jüdischen Einwanderung zum Trotz übten sich die großen Or
garusationen des deutschen Judentums in Solidarität mit den 
diskriminierten Glaube~sgenossen: Sie bemühten sich, durch
aus nicht erfolglos, um die Beschäftigung arbeitsloser Ost juden 
und um die Linderung der sozialen Not derer, die ohne Erwerb 
blieben. 

Wenn die Ost juden also kein wirkliches soziales Problem für 
die deutsche Gesellschaft bildeten, wie verhält es sich dann 
mit jenen Juden, die deutsche Staatsbürger waren? Im Jahre 
1915 gab es in Deutschland 564000 Glaubensjuden. Das ent
sprach einem Anteil von 0,9 Prozent der Gesamtbevölkerung. 
Bis zum Juni 1933 sank die Zahl auf 500000 oder 0,8 Prozent. 
In ihrer sozialen Struktur unterschieden sich die deutschen Ju
den deutlich von ihrer Umwelt. 1925 lebten Juden dreimal so 
häufig in Großstädten wie Nichtjuden {48:16 Prozenth fast je
der dritte Jude hatte seinen Wohnsitz in Berlin. Die Juden wa
ren massiv unterrepräsentiert in der Land- und Forstwirtschaft . 

sowie in der Industrie und im Handwerk, dagegen stark überre
präsentiert in Handel und Verkehr. Es gab kaum jüdische Bau
ern und nur wenige jüdische Arbeiter. Dagegen waren die Ju
den weit über dem Durchschnitt vertreten bei den 
Selbst~digen und bei den Angestellten. Allerdings hatten sich 
gegenüber dem Kaiserreich die Relationen zwischen den selb
ständig beschäftigten und den unselbständig beschäftigten Ju
den zu Lasten der Selbständigen, in ihrer Mehrzahl übrigens 
kleine Ladenbesitzer, verschoben. Besonders groß war der An
teil der Juden bei Maklern, Rechtsanwälten, Ärzten, Redakteu
ren und Regisseuren. Für zwei der eben genannten Berufe 
möchte ich das mit Zahlen belegen: von 100 Ärzten waren 
1933 elf Juden, von 100 Rechtsanwälten und Notaren sech-. 
zehn. Juden hatten ferner starke Stellungen in der Textilindu
strie und im Eisen- und Schrotthandel, wo um 1930 jeweils 
etwa 40 Prozent aller Unternehmungen in jüdischem Besitz 
waren; Juden kontrollierten vier Fünftel des Umsatzes der 
deutschen Warenhäuser und knapp ein Fünftel der Privatban
ken. 

Die deutschen Juden waren also in den privilegienen Schich
ten der Gesellschaft überdurchschnittlich, in den minderprivi
legierten Schichten unterdurchschnittlich vertreten. Nicht 
mehr der "Viehjude" und der Hausierer, sondern der Arzt und 
Rechtsanwalt waren die gesellschaftlichen Symbolfiguren des 
deutschen Judentums. 

Dieser soziale Aufstieg, der im Vormärz begonnen und sich 
im Kaiserreich beschleunigt hatte, war, so paradox es klingt, 
nicht zuletzt eine Folge lang andauernder und vielfach verin
nerlichter Diskriminierung. Den ausgeprägten Hang der Juden 
zur Selbständigkeit kann man zum Teil jedenfalls, aus dem 
Wunsch erklären, Reibungen mit antisemitischen Arbeitge
bern und Arbeitskollegen tunlichst zu vermeiden. Die Juden 
bevorzugten wirtschaftliche Betätigungen, in denen es keine 
überlieferten Zugangsbeschränkungen gab oder die ihnen seit 

,alters her offengestanden hatten. Das starke Engagement in der 
Textilindustrie läßt sich aus der Tradition des Altkleiderhan
dels ableiten - einem den Juden seit Jahrhunderten vertrauten 
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Gewerbezweig, Ähnliches gUt für das Gesundheitswesen. Auf 
~ freie akademische Berufe konzentrierten sich die, ,
weil ihnen der öffentliche Dienst im Kaiserreich nahezu 
versperrt geblieben war. Was vielen als jüdische Machtkonzen
~ation erschien, war, so gesehen, nur die Kehrseite fOJtwirken
der Benachteiligung. 

Von einem beherrschenden Einfluß der Juden auf die deut
sche Wlrtschaft konnte keine Rede sein. Die Juden waren 
den Schlüsselindustrien faktisch. gar nicht vertreten, und 
waren weit davon entfernt, das Bankwesen in ihrer Hand 
haben. Verglichen mit der Zeit vor 1914 war die wirtschaftu
Me Bedeutung der jüdischen Privatbanken sogar stark zurück
gegangen. In der Politik spielten die Juden nach der revoluti<r 
wen Grfindungsphase der Republik keine herausragende 
Rolle mehr. Groß war dagegen ihr Gewicht in der Presse - man 
denke an die "Frankfurter Zeitung", das /lBerliner Tageblatt" 
und die "Vossische Zeitung" - sowie in allen Zweigen des Ku!

. tutbetriebs, darunter das Kabarett und das neue Medium Film. 
Juden traten also häufig als "Multiplikatoren" und nicht selten 
als "Modernisierer" auf, und beides trug dazu bei, daß ihre 
sächliche Macht überschätzt wurde. In Wirklichkeit war 
soziale Position der deutschen Juden in der Weimarer Repu'm:t&. 
das Produkt von Emanzipation und Diskriminierung 
ßntsprechung des beschränkten Freiraums, der ihnen real 
standen worden war. 

In der Frühphase der Weimarer Republik spielten, so 1l1U\;;111.C' 

ich den ersten Abschnitt zusammenfassen, konjunkturelle 
wegungen keine ausschlaggebende, Rolle für das Erstarken des 
Antisemitismus. Vielmehr rief die traumatische Erfahrung von 
militärischer Niederlage und Revolution, bürgerkriegsähnli
eben Auseinandersetzungen und Inflation, kurz, ein allgemei
nes Gefühl von Unsicherheit und Umbruch, die Suche nach 
Sündenböcken hervor. Die Juden waren für diese Rolle beson
ders geeignet, weil sie als privilegierte Minderheit galten. Die 
Ostjuden dienten dem Antisemitismus als ideale Zielscheibe, 
weil sie in ihrer Fremdartigkeit dem 'negativen Klischeebild 
von Juden viel mehr entsprachen als die assimilierten 

sehen Juden. D4l!I, Konkurrenzmotiv blieb in den ersten Jahren 
der Republik meist verdeckt, aber wir werden noch Sachver
halte zu erörtern haben, die dafür sprechen, daß es vor wie 
nach 1918 eine wichtige Antriebskraft der Judenfeindschaft 
bildete. 

Die soziale Basis des Antisemitismus 

Die Fr~ge lautet: Wie verbreitet war der Antisemitismus in der 
deutschen Gesellschaft ger Weimarer Republik? Von der anti
jüdischen Agitation unbeeindruckt blieb im großen und gan
zen auch nach 1918 die sozialistische Arbeiterschaft. Daß für 
die Proletarier nicht der jüdisch.e Kapitalist, sondern der Kapi
talist schlechthin der Gegner war, das war nicht nur ein immer 
wiederholter marxistischer Lehrsatz, es entsprach auch ganz 
der alltäglichen Erfahrung der meisten Arbeiter. Die Linkspar
teien griffen den Antisemitismus als eine Ideologie an, die die 
Massen vom Kampf für den Sozialismus ablenken sollte. Die 
Sozialdemokraten suchten beharrlich die Glaubwürdigkeit der 
Nationalsozialisten zu erschüttern, indem sie ihren antijüdi
schen Behauptungen Punkt für Punkt entgegentraten. In der 
Endphase der Weimarer Republik arbeitete die SPD eng mit 
den jüdischen Organisationen - darunter auch der größten und 
repräsentativsten, dem Centralverein deutscher StaatsbÜl'ger 
jüdischen Glaubens - zusammen, die auf die antisemitische 
Hetze mit einem Aufklärungsfeldzug antworteten. 

Die KPD knüpfte mitunter - etwa 1923 - bewußt an die an
tisemitischen Vorurteile der von ihr umworbenen Anhänger 
Hitlers an und forderte sie auf, zwar auch, aber nicht nur gegen 
das jüdische Kapital zu kämpfen. Am Antisemitismus interes
sierte die Arbeiterparteien ebenso wie die Intellektuellen der 
deutschen Linken primär die Funktion, die er für den Kapitalis
mus hatte. Von der Funktion, die der Antisemitismus für die 
Antisemiten hatte, war seltener die Rede. Da der Nationalso
zialismus als eine Spielart des Faschismus begriffen wurde 
(was er sicherlich auch warl, maß man ihn 3m italienischen 
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Vorbild. Von daher lag es nahe, den Stellenwert des Antisemi· 
tismus zu untersch,ätzen. Das Schicksal, das die deutschen 
europäischen Juden nach 1933 treffen sollte, lag jenseits 
Vorstelhmgskraft der deutschen Linken. 

Wenden wir uns nun kurz einer Gruppe zu, die vor 1933 
ebenfalls nicht oder nur in engen Grenzen von den Nationaiso~ 
zialisten erobert werden konnte: den Katholiken. Ihre Parteien, 
das Zentrum und die Bayerische Volkspartei, nahmen den Ju
den und den Judenfeinden gegenüber eine zwiespältige Haltung 
ein. Einerseits machten sie Front gegen antisemitische Aus
schreitungen und Rassenhetze, andererseits pflegten sie eine 
Art kulturellen Antisemitismus. Diese doppelte Gegnerschaft 
entsprach ganz der damaligen kirchlichen Sicht. Statt vieler 
Belege aus .dem katholischen Lager, zitiere ich nur einen. Im 
"Großen Herder" heißt es 1926 - also in einer vergleichsweise 
ruhigen Phase der Weimarer Republik - unter dem einschlägi
gen Stichwort, der Antisemitismus sei "in seinem Wesen eine 
Abneigung der Mehrheit gegen die als artfremd empfundene, 
z. T. sich selbst abschließende, aber ungewöhnlich einflußrei
che Minderheit, welche hohe, namentlich geistige Werte, aber 
auch übersteigertes Selbstbewußtsein aufweist". Die abschlie
ßende Wertung lautet: liDer Antisemitismus ist vom christIi- .' 
chen Standpunkt aus abzulehnen, wenn Isic!) er die Juden um 
ihrer Blutsfremdheit willen bekämpft oder sich im Kampf un
christlicher Mittel bedient. Die .katholische Kirche hat darum' 
von jeher den Antisemitismus als solchen verworfen. Es gibt 
übrigens auch Juden, die in edler Weise zur Selbstkritik auim
fen und den Antisemitismus am wirksamsten dadurch zu über
winden suchen, daß sie keinen Anlaß zu judenfeindlicher Hal
tung geben. 11 3 

Die Ambivalenz, mit der das katholische Deutschland dem 
Judentum begegnete, wird auch durch einen Vorgang auf höch
ster politischer Ebene illustriert. Der Centralverein deutscher 
Staatsbürger jüdischen Glaubens versuchte 1931 wiederholt, 
den Reichskanzler Heinrich Brüning zu einer Verurteilung der 

3 Der Große Herder, Bd. 1, Freiburg 41926, S. 725. 
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wachsenden antisem1.tisdletl Hetze zu bew~gen.:: Brüning ist 
diesem dringenden Wunsch niemals nachgekomtnco- vermut~ 
lieh auch 4eswegen nicht, weil er die Nationalsozialisten für 
eine Unterstützung seiner Politik, ja nach Möglichkeit als Ko
ulitionspanner des Zentrums gewinnen und daher nicht vor 
den Kopf stoßen wollte. Brüning hat damit in der ,,Judenfragell 
lIehr viel mehr taktiert als Reichspräsident VOn Hindenburg, . 
Jer sich im November 1932 beim Reichsbund jüdischer front
soldaten schriftlich bedankte, als dieser ihm, um. nationalso
zialistischen Verleumdungen entgegenzutreten, ein Gedenk
buch mit den Namen jüdischer Kriegsgefallener überreichen 
Heß. 

Die evangelischen Kirchenleitungen schwiegen zum Antise· 
mitismus auch noch, als die Nationalsozialisten bereits die 
IItärkste Partei waren. Diese Haltung konnte offiziell mit der 
partcipolitischen Neutralität der Kirche begründet werden. 
Der tiefere Grund war ein anderer. Viele, zumal lutherische 
Kirchenfühier hatten gegen einen gemäßigten Antisemitismus 
gar nichts einzuwenden. Politisch konservativ, sympathisier
ten sie meist mit der Deutschnationalen Volkspartei, der Erbin 
der konservativen Parteien des Kaiserreiches, die sich in ihrem 
Programm und ihrer Wahlpropaganda ganz offen zum Antise
mitismus bekannte. 

Die Judenfeinschaft der DNVP war ähnlich instru~entellwie 
jene, die der von großagrarischen Interessen dominierte Bund 
der Landwirte im Kaiserreich gepflegt hatte: Mit Hilfe antise
mitischer Parolen sollten städtische und ländliche Mittel
schichten vor den Wagen der konservativen MachteHte ge
Hpannt werden. Antisemitismus war, so gesehen, ein Stück 
dessen, was Hans Rosenberg die IIPseudodemokratisierung der 
IUttergutsbesitzerklasse" genannt hat. 4 Mit den Großagrariern 
an einem Strang zog der äußerte rechte Flügel der Schwerindu
"trie, die in der DNVP ebenfalls stark vertreten war, Die Förde

4 Hans Rosenberg, Die Pseudodemokratisierung der Rittergutsbesitzer
klasse, in: ders. Machteliten und Wirtscbaftskon;unkturen, Göttingen 
1978, S. 83-101. 
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rung, die der führende deutschnationale Politiker Alfred Hugen. 
berg, bis 1925 Vorsitzender des Bergbaulichen Vereins und 
Zechenverbandes, dem radikal antisemitischen Deutschvöl 
sehen Schutz- und Trutzbund angedeihen ließ, ,entsprang 
ähnlichen taktischen Kalkül wie Thyssens und Kirdorfs 
Unterstützung für die NSDAP: Um die Massen nach rechts 
ziehen, war der Antisemitismus ein willkommenes Mittel. 

Typisch für die Großindustrie war diese taktische Linie 
doch nicht. Das Gros hielt, bis 1932 jedenfalls, das Spiel 
dem Antisemitismus für zu riskant, weil es Kräfte freizusetzen 
drohte, die sich eines Tages auch gegen die bürgerliche 
wenden konnten. Die klassische Unternehmerpartei der 
marer Republik, Stresemanns Deutsche Volkspartei, hielt 
von offen antisemitischen Parolen in der Regel fern. Auf der 
deren Seite wandte sie sich auch nicht gegen die grassierende 
denfeindschaft. Die DVP wollte es weder mit den deutschen 
den noch mit den Judenhassern verderben und ignorierte 
den Antisemitismus tunlichst - eine Haltung, die auch die 
nahestehende Presse, darunter die "Freiburger Zeitung", 
Vorläuferin der heutigen "Badischen Zeitung", an den Tag 
Die linksliberale DDp, von einem kleineren Teil des Unterneh
merlagers und vom jüdischen Bürgertum unterstützt, 
digte als einzige bürgerliche Partei konsequent die staatsourger
lichen Rechte der deutschen Juden. Freilich wurde sie seit 
immer mehr zur quantite negligeable. Bei den beiden Rell.:us
tagswahlen von 1932 erhielt sie jeweils nur noch 1 Prozent " 
Stimmen. Jüngere Juden, die bislang die DDP loder die Deutsche' 
Staatspartei, wie sie sich seit 1930 nannte) gewählt hatten, ga
ben nun vorzugsweise der SPD die Stimme; ältere, vor allem 
gläubige Juden unterstützten eher das Zentrum. 

Aus welchen Schichten kam nun der harte Kern der Antise
miten? Unter den Mitgliedern des 1919 von den Alldeutschen 
gegründeten Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbundes -\ 
der größten antisemitischen Vereinigung, die bei ihrem Verbot 
1922180000 Mitglieder zählte - finden wir Angestellte und Be
amte, besonders Lehrer, gefolgt von Angehörigen des selbstän
digen Mittelstandes wie Kaufleuten, Kleinuntemehmern 

Handwerkern. Im Bundesvorstand QUd in den Führerschaften 
der Ortsgruppen sind dieselben Gruppen vertreten, außerdem 
bemerk~swert viele freiberufliche Akademiker, darunter na
mentlich Ärzte und Rechtsanwälte. 

Angestellte und Angehörige des gewerblichen Mittelstandes 
in den Reihen ,einer antisemitischen Organisation zu finden, 
überrascht nicht. Kleine Gewerbetreibende und Kaufmannsge
hilfen hatten neben den Bauern schon im späten 19. Jahrhun
dert die Massenhasis der judenfeindlichen Bewegung gebildet. 
Antisemitismus und Nationalismus halfen ihnen dabei, sich 
abzuheben vom internationalen Proletariat - der Klasse, in die 
sie nicht absinken wollten. Gleichzeitig konnten in die Ka~
pagne gegen die Juden auch die vagen antikapitalistischen Res
sentiments dieser Gruppen einfließen. Der Jude, so hieß es in 
der antisemitischen Propaganda, stehe nicht nur hinter dem in
ternationalen Marxismus, sondern auch hinter dem internatio
nalen BöJ:senkapital; er ziehe die Fäden der "roten" und der 
"goldenen Internationale'. 

Der Niedergang der Antisemitenparteien, eine Folge innerer 
Zwistigkeiten, mangelnder Effektivität und nicht zuletzt des 
konjunkturellen Aufschwungs seit Mitte der 1890er Jahre, 
hatte das politische Gewicht der Judenfeindschaft gemindert, 
ihm aber nicht den Boden entzogen. Organisationen wie der 
Bund der Landwirte, der Alldeutsche Verband und die Deutsch
Konservative Partei hielten antijüdische Ressentiments be
wußt am Leben. Als während des Krieges Deutschlands Sieges
aussichten schwanden. setzte eine verstärkte antisemitische' 
Agitation von rechts ein. Die soziale Zusammensetzung der 
Mitgliedschaft des Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbun
des deutet darauf hin, daß die traditionellen Trägerschichten 
des Antisemitismus auch nach 1918 den Hauptteil seiner Mas
senbasis stellten. 

Aber kann man von der Soziologie der organisierten Antise
miten auf die Mentalität ganzer sozialer Schichten schließen? 
Auf der einen Seite besteht kein Zweifel, daß gerade in den er
sten fünf Jahren der Weimarer Republik Aversionen gegen das 
vermeintlich "jüdische Berlin" in der deutschen Provinz weit 
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verbreitet <1Varen. Bauern und Handwerker, Kleinhändler, An
8estellte und Beamte haben antisemitische Vorurteile, wenn 
sie sie vor 1918 hatten, in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
gewiß nicht verloren. 

Auf der anderen Seite hatte das Scheitern der Antisemiten
parteien Spuren hinterlassen. Radikale Judenfeindschaft 
konnte nicht mehr als Bürgschaft einer wirksamen mittel
standsfreundlichen Politik gelten. Nach dem Krisenjahr 1923 
schwand dann allmählich auch jene Angst vor sozialen Um
wälzungen, an welche die Antisemiten bis dahin so erfolgreich 
appelliert' hatten. Die Währungsverhältnisse stabilisierten 
sich; die Sozialdemokratie saß im Reich vom November 1923 
bis zum Mai 1928 auf den Bänken der Oppositionj Deutschland 
wurde rein bürgerlich, zeitweilig unter Beteiligung der 
Deutschnationalen, regiert. Im Frühjahr 1924 schrieb die 
"Nordwestdeutsche Handwerks-Zeitung", ein weit rechts ste
hendes Blatt, über die Deutschvölkische Freiheitspartei, die 

",sich 1922 von den Deutschnationalen getrennt und 1924 mit 
den Nationalsozialisten verbündet hatte, die "Belastung der 
Partei mit einem fanatischen Antisemitismusll sei "jedenfalls 
nicht geeignet, die Hoffnung auf sachliche Arbeit zu begrün
den", Solche Kritik beruhre aber nicht die völkische Bewegung. 
~,Man kann nämlich gut völkisch sein und doch einer der bis
'herigen bürgerlichen Parteien angehören." 5 

. Der Deutschnationale Handlungsgehilfen-Verband, 1893 als 
betont antisemitische Organisation kaufmännischer Angestell
ter gegründet, legte in der Weimarer Republik ebenfalls Wert auf 
Distanz zum "Radau-Antisemitismus". An seine Stelle setzte 
er eine sublimere Form von Antisemitismus: die Abwehr des 
angeblich übertriebenen jüdischen Einflusses auf das kulturelle 
Leben in Deutschland. Eine vielgelesene, dem Verband naheste
hende Zeitschrift, das von Wilhelm Stapel redigierte "Deutsche 

S Nordwestdeutsche Handwerks-Zeitung v. 27.3. und 17.4.; zit. bei 
Heinrich August Winkler, Mittelstand, Demokratie u'nd Nationalsozia
lismus. Die politische Entwicklung von Handwerk und Kleinhandel in 
der Weimarer Republik, Köln 1972, S. 160. 

Volkstum", gehörte zu den wichtigsten Sprachrohren dieser 
Spielart von Judengegnerschaft. Bei Handwerkern und Ange
stellten gab es also fortdauernde Animositäten gegenüber den 
Juden, aber von einem quantitativ wachsenden und qualitativ 
sich radikalisierenden Judenhaß kann man nicht sprechen. Seit 
1924 läßt sich vielmehr allgemein ein allmähliches Abebben 
des radikalen Antisemitismus beobachten. Darauf deutet auch 
die Tatsache, daß die miteinander verbündeten Nationalsozia
listen und Deutschvölkischen. die bei den Reichstagswahlen 
vom Mai 1924 noch 6,5 Prozent der Stimmen erhalten hatten, 
im Dezember desselben Jahres nur noch auf 3 Prozent kamen. 
Bei den Reichstagswahlen vom Mai 1928 entfielen auf die 
NSDAP 2,6, auf den Völkisch-Nationalen Block 0,9 Prozent. 

In zwei Gruppen der deutschen Gesellschaft hat es eine we
sentliche Abschwächung antisemitischer Tendenzen jedoch 
höchstwahrscheinlich nicht gegeben. Im Kleinhandel, der sich 
von den meist in jüdischem Besitz befindlichen Warenhäusern 
sowie denAls "marxistisch" und damit ebenfalls als"verjudet" 
geltenden Konsumvereinen hart bedrängt fühlte, bewirkte die 
Angst vor überlegener Konkurrenz eine besonders intensive Ju
denfeindschaft. Ähnlich sah es bei vielen Akademikern aus. 
Ihr hoher Anteil an den Führungsgremien des Schutz- und 
Trutzbundes war durchaus symptomatisch. Der Antisemitis
mus, der schon im späten 19. Jahrhundert vor allem dank 
Heinrich von Treitschke salonfähig geworden war, fand nach 

1918 im Bildungsbürgertum glühendere Verfechter als in ir· 

gendeiner anderen Schicht. Der vielfach bezeugte extreme An

tisemitismus von Freikorpsführern illustrierte die Feindbildbe

dürfnisse von Angehörigen der Bildungsschicht, die durch den 

Krieg aus dem zivilen Leben herauskatapultiert worden waren 

und danach das Kriegserlebnis künstlich zu verlängern streb

ten. Die Juden verkörperten für sie alles, was sie am neuen 

Deutschland haßten: zersetzende lntellektualität und weichli

chen Pazifismus, Parlamentarismus und Klassenkampf, westli

che Zivilisation und östlichen Bolschewismus. Beim erwähn

. ten antisemitischen Engagement von Ärzten und Rechtsan

wälten liegt eine materielle Erklärung nahe: Sie hatten es mit 
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besowlers vielen jüdischen Berufskollegen zu tun und rechne
ten sich aus; daß es ihnen ohne diese Konkurrenten besser 
hen würde. Die allgemeine Antipathie gegenüber den Juden 
laubte es ihnen, den eigentlichen, den egoistischen 
grund ihrer Judenfeindschaft zu verdrängen. 

Dasselbe Motiv spielte eine ausschlaggebende Rolle bei 
Studenten. Auch bei ihnen hatte die "große Depression" 
Jahre 1873 bis 1896 einen sozial begründeten Antisemitismw 
hervorgerufen. Der Verein Deutscher Studenten und der 
demische Turnerbund, beides Gründungen der 1880er 
w.uen dezidiert antisemitische Organisationen, und bis 
&sten Weltkrieg hatten die meisten Korporationen wirk:>au.l.l 
Autnahmesperren gegen Juden erlassen. Zwischen 1919 
192.1 nahmen sämtliche schlagende Verbindungen 
graphen" in ihre Satzungen auf: Studenten jüdischer Herkunft; 
durften diesen Vereinigungen nicht angehören. Auf antisemiti
schem Boden stand auch der Hochschulring Deutscher Art, 
Dachverband der rechtsgerichtlo!ten Studentengruppen. 
sichts solcher Vorarbeiten fiel es dem Nationalsozialistischen 
Deutschen Studentenbund nach Ausbruch der 
schaftskrise nicht schwer, die Mehrheit der deutschen 
österreichischenl Studenten für sich zu gewinnen. Schon 1 
schlossen sich die Studentengemeinschaften in Würzburg, 
lin und Erlangen seiner Forderung an, einen Numerus 
für Juden einzufUhren. Im Juli 1931 übernahm die 
organisation der NSDAP die Herrschaft im Vorstand der 
sehen Studentenschaft. 

An den deutschen Universitäten war der Antisemitismus 
Vehikel des nationalsozialistischen Vormarsches. liDer AntISt;: 
mitismus der Studenten: Das Ergebnis sozialökonomischel 
V~runsicherung" - so betitelt Michael Kater ein Kapitel 
Boches über die politische Entwicklung der deutschen Swuc:u~ 
tenschaft in der Weimarer Republik. 6 Die Inflation hatte 
Ersparnisse vernichtet, aus denen das Bildungsbürgertum 

/s Michael, H. Kater, Studentenschaft und Rechtsradikalismus 
1933, Hamhurg 1975, S. 145. 

akademische ~ seiner Kinder zu finanzieren pflegte. Öf~ 
fentliehe Mittel für Stipendien standen kaum zur Verfügung. 
Daß die Juden nur ein Prozent der Bevölkerung, aber zwischen 
vier und fünf Prozent der Studente~ in Berlin und Frankfurt 
(Main) sogar über zehn Prozent stellten, daß sie in manchen 
akademischen Berufen besonders stark vertreten waren, <Jas 
hat schon vor dem "großen Krach" von 1929 starke Neidge
fühle unter den niCht jüdischen Studenten genährt. Antisemi
tismus wurde immer mehr zum Reflex der Angst vor sozialem 
Abstieg. Die Weltwirtschaftskrise trieb das Ressentiment zum 
Exzeß - auch im wörtlichen Sinn von antijüdischen AUS'scltrei
tungen innerhalb und außerhalb der Hörsäle. Der nation~
zialistische Deutsche Studentenbund konnte sich des Beifalls 
sicher sein, als er 1932 die Parole ausgab: "Auch du, nichtjüdi: 
schet Student, weißt nicht, ob du zu den 100000 stellungslo
sen Akademikern gehören wirst ... Wir nichtjüdischen Studen- . 
ten wollen später wirtschaftlich unabhängig sein von der 
Vorherrschaft des Judentums in den akademischen Berufen.u7 

Die Professoren traten dem sozial motivierten rassischen 
Antisemitismus der Studentenschaft nur selten entgegen. In . 
Freiburg scheint der katholische Dogmatiker Bngelbert Krebs 
der einzige gewesen zu sein, der dies - im Juni 1932 - mit deute 
lichen Worten tat. Bezeichnenderweise kritisierte er zugleich' . 
aber die negative Rolle, die die Juden aus seiner Sicht in libera
len und sozialistischen Bewegungen spielten. Vermutlich 
dachten die meisten seiner Kollegen in dieser Hinsicht nicht 
viel anders. Offen antisemitische Äußerungen vom Katheder 
waren vor 1933 zwar nicht häufig, aber die Mentalität des so
zialen Boykotts war unter Universititslehrern weit verbreitet. 
Selbst ein liberaler 11 Vemunftrepublikaner" wie der Historiker 
Friedrich Meinecke hat aus seiner Abneigung gegen das ver
meintliche jüdische Wesen kein Hehl gemacht. Nicht minder 
typisch war wohl, daß er individuelle Ausnahmen zuließ und 
einzelnen Juden, etwa in seinem Schülerkreis, Wohlwollen 
~ntgegenbrachte. 

, Ebd., S. 148. 
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Um auch diesen Abschnitt thesenhaft zusammenzufasseni 
Antisemitische ReSSentiments gab es, mit der faktischen 
nahme der sozialistischen Arbeiterschaft, in allen Schicnum 
der deutsohen Gesellschaft. Im Zeichen der relativen 
schaftlichen und politischen Stabilisierung nach 1924 
der aggressive Antisemitismus der radikalen Rechten an 
lärer Resonanz. Aber weit verbreitet blieb ein sich kulturell 
bender Antisemitismus. Seine Vertreter, darunter vielgelesenq 
Schriftsteller, sahen im modemen Judentum zersetzende 
ligenz und dekadente Großstadtzivilisation, ja oft die Moderni. 
.	tät schlechthin verkörpert und lehnten darum die Juden 
"artfremd" ab. Die prominente und oft betonte progressive 
Rolle, die Juden im kulturellen Leben spielten, machte sie 
bevorzugten Zielscheibe konservativer Kulturkritik. Das 
dungsbürgertum und die Studenten stellten mehr noch als 
Kaiserreich die soziale Vorhut des Antisemitismus. Dem 
sellschaftlichen Aufstieg der deutschen Juden entsprach 
hin die gesellschaftliche Anhebung des Antisemitismus. 
Hauptmotiv des akademischen Antisemitismus, das durch 
ideologischen Verbrämungen - auch die kulturelle - hindurch.; 
schimmerte, war die Abneigung gegen die jüdische KonkurJ 

renz im eil?enen Milieu. 

Nationalsozialismus und Antisemitismus 

Meine dritte und letzte Frage lautet: Welche Rolle spielte 
Antisemitismus beim Aufstieg des Nationalsozialismus? 
nehme die Antwort in Form einer These vorweg: Für die Bin
nenintegration der nationalsozialistischen Bewegung war 
Antisemitismus entscheidend) bei der Mobilisierung von 
lern stand er dagegen weniger im Vordergrund. 

Hitler hat offenbar in der zweiten Hälfte der zwanziger 
richtig erkannt, daß er mit judenfeindllehen Parolen nicht 
Massen gewinnen konnte, die er brauchte, wenn er auf 
lem" Weg die Macht erobern wollte. In Hitlers WahlkUIlU&Cii' 
bungen und in den großen Wah]manifesten der NSDAP 

v " • '. , _ ,- ••• ~.' "\,'_'.~. 

1930 bis 19M; ~i\\Versaßte. 

eher", das intern~ti()h.ate Bmit-l1ri.dBörsenkapital, 

mus und die bürgetliehenParteien angeprangert - aber ~- . 

drücklich war von den Juden nicht allzuoft die Rede. Anders bei 

Aufrufen an bestimmte soziale Gruppen, deren antisemitische 

Neigungen bekannt waren. In der Mittelstandswerhung etwa' 

It;thlte seltender Hinweis auf die jüdischen Warenhäuser, die der 

Nntionalsozialismus liquidieren werde. Einen 'zentralen Platz . 

Ildhm der Kampf gegen das 1udentum aber immer dann ein, 

wenn die nationalsozialistiscllc "Bewegung" der Adressat war. 


Tatsächlich ist es durchaus zweifelhaft, ob die Weltw4t~ 
!lchaftskrise bei den breiten Massen eine "spontane" antisemi· 
tische Welle ausgelöst hat. Bs gab zwischen 1930 und.193z 
riue Reihe von antijüdischen Ausschreitungen, aber sie gingen 
_Ifc auf das Konto von Nationalsozialisten. Aufrufe zum Boy~ 
kott jüdischer Geschäfte wurden vor 1933 nicht befolgt. Da 
fhc Sozialdemokratie seit März 1930 an der Regierung im 
Reich nicht mehr beteiligt war, ließ sich gegen die staatliche 
f'ührung viel schwerer als in den ersten Jahren nach 1918 der 
Vurwurf erheben, sie sei 11 verjudet". Nur bei Gruppen, die eine 
.•ptzifische Konkurrenzfurcht vor den Juden hatten - dazuge~ 
!Iücten fertige und werdende Akademiker, aber auch Klein
händler -, dürfte die Wendung zum Nationalsozialismus Viel-; 
fach durch den Antisemitismus· bewirkt worden sein. Für' das 
l :ros der Gesellschaft gilt, daß eher der NationalsozialisJt1~ . 
dem Antisemitismus Auftrieb gab als umgekehrt. Eva Reich
manns Urteil erscheint insofern prinzipiell· zutreffend: "Wenn 

. alNo der Erfolg der NSDAP ein so getreues Bild der wirtschaft
lichen Lage, nicht aber der Judenfrage war, so beweist dasl daß 
Im Nationalsozialismus in erster Linie ein Ausweg aus der 
Krise gesucht wurde. Die antisemitische Propaganda wurde 
wohl hingenommen, aber der Antisemitismus bildete nicht 
lien Ausgangspunkt für die politischen Entscheidungen der 
WähleL" g 

• /;V11 G. Reicbmann, Flucht in den Haß. Die Ursachen der deutschen 
/mknkatastrophe, Frankfurt a. M. o. J., S. 277. 
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Die Hinnahme der antisemitischen Propaganda zeigt 
auch, wie sehr sich die deutsche Gesellschaft an judenfem 
che Parolen gewöhnt hatte. Vorurteile gegen die Juden 
zu jener Zeit in vielen Ländern, und zwar nicht nur in den 
ditioneU antisemitischen Ländern Osteuropas, sondern 
in den westlichen Demokratien weit verbreitet. Aber dort, 
die Demokratie eine lange Tradition und ein breites 
Fundament hatte, konnte ihre Abschaffung kein populäres 
gramm werden. Radikale Judengegner hatten in solchen 
seilschaften wenig Chancen, mit judenfeindlichen 
gen Politik zu machen und eine antidemokratische MaSSenlJ 
wegung auf die Beine zu bringen. Zudem gab es auch in 
Führungsschichten starke liberale Gegengewichte gegen 
täte und rassistische Kräfte. Das war in Amerika nicht 
als in England und, mit Einschränkungen, in Frankreich. 
Deutschland der späten Weimarer Republik fehlte dieses 
rale Korrektiv fast völlig. Das war eine Hypothek des 
sehen Obrigkeitsstaates, und dieser Sachverhalt muß auf 
Urteil über das Kaiserreich zurückwirken. Gewiß darf 
diese Epoche der deutschen Geschichte nicht nur aus 
Blickwinkel von 1933 und nicht losgelöst aus dem ZeitgenOi 

schen europäischen Zusammenhang betrachten. Aber die 
tion der feudal-militärischen Herrschaftsschicht Preußens 
ein deutsches Spezifikum, zu dem es in den industriell 
schrittenen Staaten des Westens keine Parallele gab und 
lange über 1918 hinaus fortwirkte. Das gilt nicht nur für 
unmittelbaren Einfluß, den diese Gruppe auf die Staatsgewa 
vor 1918 und dann wieder seit Hindenburgs Wahl zum 
präsidenten 1925 - ausübte, sondern auch für ihre Rolle 
Verbündeter aller antidemokratischen Kräfte von rechts. 
anderer Teil der deutschen Oberschicht hat so geschlossen 
aktiv an der Zerstörung der Weimarer Republik und für 
Machtübertragung an Hitler gearbeitet wie die 
Rittergutsbesitzer. 

Aber selbst ein scheinbar so fortschrittliches Element im 
litischen System des Kaiserreiches wie das allgemeine 
recht hatte durchaus ambivalente Wirkungen. Es ermÖ!).Lll,;W 

!tuE der einen Seite den Aufstieg der Sozialdemokratie, auf der 
linderen trug es erheblich dazu bei, daß es 1918/19 keinen radi
kalen Bruch mit den Kräften des ObrigkeitsstaateS gab. Die Er
hthrung von einem halben Jahrhundert allgemeinen Wahl
ft',''!us ließ den meisten Deutschen, auch der großen Mehrheit 
der Arbeiter, jede Art von revolutionärer Diktatur als Rück
iehri tt erscheinen. Die Tradition des allgemeinen gleichen 
WAhlrechts erklärt aber auch, weshalb in Kaiserreich und Re
r"bUk diejenigen Gegner westlicher Demokratie den größten 
Irfulg hatten, die sich am besten auf die Mobilisierung von 
MIUlscn verstanden - Kräften also wie der Bund der Landwirte, 
(Ue Deutsche Vaterlandspartei und schließlich, alle Vorbilde! 
weit übertreffend, die Nationalsozialisten, die bewußt demo
krutische Techniken zur Verfolgung antidemokratischer 
Zwecke einsetzten. 

nie konservativen Cliquen, die Hitler im Januar 1933 zur 
Kßl1zlerschaft verhalfen, vertrauten darauf, seine antiserniti
lichen Parolen seien nicht so ernst gemeint, wie sie klangen. 
Aber für Hitler war, anders als für viele Agitatoren der konser
vntivcn Rechten, die Judenfeindschaft niemals Mittel zum 
Zweck, sondern immer Selbstzweck. Daß er aus seinem Feind
bild die letzte tödliche Konsequenz ziehen konnte, das ermög
lichten ihm nicht die "Radau-Antisemiten" aus NSDAP und 
lA, sondern der elitäre "Orden" des Nationalsozialismus, die 
"S, in deren höheren Rängen es außerordentlich viele Akade
Ullkcr gab. Das Bildungsbürgertum blieb über den 30. Januar 
Iy;t~ hinaus die Schicht, aus der sich die Vorhut des deutschen 
Antisemitismus rekrutierte. 

. (;cwiß, weder das Bildungsbürgertum noch irgendeine an
d~(C Schicht der deutschen Gesellschaft hat vor 1933 gewollt, 
wal im Zweiten Weltkrieg mit den Juden geschah. Wer antise
mitische Ressentiments hatte, dachte gemeinhin nicht an die 
umfassende bürgerliche Entrechtun& geschweige denn an die 
11hysische Vernichtung der Juden, sondern wäre wohl mit einer 
'1iIlchtbaren Zurückdrängung des jüdischen Einflusses zufrieden 
IClwesen. Aber diese breite Strömung trug eben auch die Min
derheit der rabiaten Judenfeinde, während die prinzipiellen 
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'GeJD.er r_J1#r Disktitniniemng gegen den SirÖ'$'s' 
men.'So giltd_.aucb schon für die Zeit vor 1933, was 
'lüdwlsky im .Qezember 1935 - wenige Monate nach der 
absChiedung der Nfunberger Gesetze - an Amold 
schrieb: ", .. ein Land ist nicht nur das, was es tut - es tut 
das, was es verträgt, was es duldet. /I 9 
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